




EINFÜHRUNG EINER IMPFPFLICHT

„Impfen ist die sicherste 
Methode, um Krank-
heiten wie Masern 
zu vermeiden und 
endlich auszurot-
ten“, begründete Dr. 
Daniela Sommer den 
SPD-Antrag zur Einfüh-
rung einer Impfpfl icht. „Die 
Masern sind hochansteckend und 
können schlimmstenfalls tödlich 
verlaufen“, so die gesundheitspo-
liti sche Sprecherin. Deshalb müsse 
für eine sogenannte Herdenim-
munität gesorgt werden. Das be-
deutet, dass so viele Menschen 
durch Impfung gegen die Masern 
immun sind, dass ein Ausbruch der 
Krankheit nicht mehr möglich ist. 
Beispielsweise die Pocken seien 

mit Impfungen bereits 
ausgerott et worden.
Dies sei vor allem 
für Menschen wich-
ti g, die aus gesund-
heitlichen Gründen 

nicht geimpft  werden 
könnten. Sommer kriti -

sierte gleichzeiti g die lange 
Zeit unentschlossene Haltung von 
Gesundheitsminister Klose. Der 
kleinen Gruppe von Imp� riti kern 
könne man zwar eine auf Fakten 
gestützte Au� lärungskampagne 
entgegensetzen, das helfe jedoch 
nichts, wenn aus einer medizini-
schen Frage eine ideologische ge-
macht werde. „Wir fordern, dass 
die Impfung gegen Masern für alle 
Kinder in Kita und Schule, sowie 

für alle Beschäft igten in Kinderbe-
treuungsstätt en, Schulen und Ge-
sundheitseinrichtungen zur Pfl icht 
wird“, sagte Sommer. Rechtlich sei 
eine Impfpfl icht wegen ihrer hohen 
Bedeutung des Gesundheitsschut-
zes für alle Menschen vertret- und 
durchsetzbar.
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Den von Schwarz-grün vorgeleg-
ten Nachtragshaushalt für das Jahr 

2019 bezeichnete Marius 
Weiß als einzige Ent-

täuschung. „Sieht 
man von den zu-
sätzlichen Mitt eln 
ab, die für das neu 
geschaff ene Digi-

talministerium und 
für den um 27 Abge-

ordnete vergrößerten 
Landtag eingestellt wurden, 

gibt es keinerlei politi schen Ge-
staltungswillen“, so der fi nanzpo-
liti sche Sprecher der SPD-Frakti on. 
Von den Investi ti onen und Inno-
vati onen, die im Koaliti onsvertrag 
angekündigt wurden, sei nichts zu 
fi nden. Auch für die Tilgung von 
Altschulden seien keine Gelder 
bereitgestellt worden, obwohl das 

ohne weiteres möglich gewesen 
sei. „Im Ursprungsentwurf waren 
trotz bester wirtschaft licher Rah-
menbedingungen lediglich 100 
Millionen Euro zur Tilgung der 45 
Milliarden Euro Altschulden vor-
gesehen. Das ist so, als wenn man 
eine Seite aus einem Telefonbuch 
ausreißt“, erklärte Weiß. Im Nach-
tragshaushalt sei zwar von Haus-
haltsverbesserungen von rund 
500 Millionen Euro die Rede, da-
von gehe jedoch nicht ein Cent in 
zusätzliche Schuldenti lgung. Das 
sei das Gegenteil von generati o-
nengerechter und nachhalti ger 
Haushaltspoliti k. „Damit kann der 
schwarz-grüne Nachtragshaushalt 
weder die Wahlversprechen ein-
halten, noch zeigt er Ansätze für 
Investi ti onen in wichti ge Projekte“, 
schloss Marius Weiß.

„Zur Bekämpfung von 
Internetkriminali-
tät braucht es eine 
gute Personalaus-
statt ung“, so Gerald 
Kummer. In der Plen-
ardebatt e waren die 
Ermitt lungserfolge der 
hessischen Zentralstelle zur Be-
kämpfung der Internetkriminalität 
(ZIT) hervorgehoben worden. „Die 
ZIT ist eine Ausnahme: Von deren 
Personalausstatt ung können die 
meisten Bereiche der hessischen 
Justi z nur träumen“, kriti sierte 
der rechtspoliti sche Sprecher. Das 
mindere nicht die Erfolge der ZIT, 
zeige aber, wie wichti g Personal-
ausstatt ung sei. „Schwarz-Grün 
hat zu lange geschlafen. Die hes-
sische Justi z muss endlich so aus-
gestatt et werden, dass sie Verbre-
chen erfolgreich bekämpfen kann“, 
schloss Kummer.

ENTTÄUSCHENDER NACHTRAGSHAUSHALT INTERNETKLIMINALITÄT BEKÄMPFEN

SCHWARZ-GRÜN OHNE GESTALTUNGSWILLEN



tät“, so der Parlamenta-
rische Geschäftsführer 
Rudolph. Die SPD for-
dere seit vielen Jahren, 
dass auch hessische 

Beamte an der allgemei-
nen Einkommensentwick-

lung teilhaben – auch um 
dem Nachwuchsmangel endlich 

entgegenzuwirken. „Im Übrigen 
ist eine angemessene Besoldung 
auch eine Frage der Wertschät-
zung der geleisteten Arbeit“, sagte 
Rudolph. Hessen müsse dringend 
daran arbeiten, als Arbeitgeber 
wieder wettbewerbsfähig zu wer-
den. Schließen könne der Gesetz-
entwurf die Besoldungslücken der 
letzten Jahre nicht.

„Über 150 Jahre Ausbildung, brau-
chen auch über 150 Auszubilden-
de“, forderten die jungen Opelaner 
am Plenar-Donnerstag in Wiesba-
den. Nachdem Opel und PSA be-
reits im Jahr 2018 die Azubistellen 
drastisch gesenkt hatten, plant der 
Konzern auch für 2019 weniger als 
halb so viele Stellen wie üblich. 
„Kehren Sie um“, wendete sich 
Thorsten Schäfer-Gümbel bei der 
Demo an das Management von 

Opel und PSA und forderte es auf, 
der Verantwortung des Konzerns 
gerecht zu werden und die Aus-
bildung wieder zu stärken. Dazu 
haben die Fraktionen der SPD und 
DIE LINKE einen gemeinsamen 
dringlichen Antrag in den Land-
tag eingebracht. Darin fordern 
sie, dass sich Opel und PSA zu der 
Verantwortung für nachfolgende 
Generationen und die Region be-
kennen.

OPEL MUSS VERANTWORTUNG GERECHT WERDEN
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OPELANER IN WIESBADEN

In der Debatte über 
den Gesetzentwurf 
zur Anpassung 
der Besoldung be-
zeichnete Günter 
Rudolph die Über-
tragung des Tarifer-
gebnisses auf die Be-
amtinnen und Beamten als 
selbstverständlich und kritisierte 
CDU und Grüne dafür, dass sie sich 
für diese Selbstverständlichkeit 
feiern ließen. In den vergangenen 
Jahren waren hessische Beamtin-
nen und Beamte sehr geringen 
Besoldungserhöhungen oder gar 
Nullrunden ausgesetzt gewesen. 
„Das was wir jetzt erleben, ist le-
diglich die Rückkehr zur Normali-

BEAMTE AN EINKOMMENSENTWICKLUNG BETEILIGEN 

JURISTENAUSBILDUNG

„Seit Jahren prangert 
die Vertretung der 
hessischen Rechts-
referendare die Aus-
bildungsbedingungen 
an“, sagte Heike Hof-
mann in der Debatte um 
den von CDU und Grünen vorgeleg-
ten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Juristenausbildungsgesetzes. 
Warnungen, vor allem die einer zu 
geringen Personalauswahl, seien 
beharrlich ignoriert worden. Nun 
müsse die Juristenausbildung end-
lich aufgewertet werden, denn die 
freie Wirtschaft locke mit besserer 
Bezahlung und attraktiven Jobs.


